
„Es gibt ein helles Deutschland, das sich
leuchtend darstellt“, sagt Bundespräsident
Joachim Gauck über die Helfer, die sich für
Flüchtlinge einsetzen. Auch in Berlin geben
viele Freiwillige ihr Bestes. Wir stellen täg-
lich ein Beispiel vor, aufgezeichnet von So-
phie Aschenbrenner.

I ch bin Filmschaffende, im Sommer
habe ich in Babelsberg an einem Film
gearbeitet. Am Ende des Drehs hat-

ten wir noch das ganze Lager voll mit Sa-
chen, die niemand mehr verwenden
würde. Als ich gesehen habe, wie
schlecht es den Menschen vorm Lageso
geht, habe ich das Auto vollgepackt und
Essen und Getränke hingefahren. Plötz-
lich stand ich inmitten von Leuten, die
auf mein Auto zugestürmt sind. Das war
für mich ein einschneidendes Erlebnis.
Im Lager hatten wir unter anderem noch
kleine Tischlampen und Hygienemate-
rial. Diese Sachen habe ich an verschie-
dene Einrichtungen verteilt, zum Bei-
spiel habe ich in die Kirche am Südstern
Betten gebracht. Zurück in Berlin, hatte
ich jeden Tag ein schlechtes Gefühl,
wollte wieder zum Lageso fahren und
hatte gleichzeitig Angst. Als ich auf Face-
bookdenAufruf von „Kreuzberg hilft“ ge-
sehen habe, bin ich hingegangen. Es war
toll, weil ich sofort gemerkt habe, dass
ich richtig anpacken konnte. Durch die
Filmarbeit bin ich es gewohnt, in Stresssi-
tuationen schnell Lösungen zu finden.
Jetzt sind jedenTag sechsoder sieben frei-
willige Sortierer da und ebenso viele Fah-
rer. Es funktioniert richtig gut, wir kön-
nen jeden Tag sechs bis sieben verschie-
dene Einrichtungen anfahren. Das hat
mich beflügelt und ich habe gemerkt,
dass wir gemeinsam wirklich was bewe-
gen können. InmeinemUmfeld hat jeder
etwas gespendet, auch Leute, die sonst
nie etwas machen. Manchmal kommen
Flüchtlinge vorbei, um sich selbst etwas
auszusuchen, das finde ich schön. Dann
habenwir eine halbe Stunde komplett zu.
Im Oktober beginnt jetzt mein nächstes
Projekt – dann werde ich nicht mehr je-
den Tag vor Ort sein können.
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Er ist uralt, knallrot, hat gelbe Räder und
soll einen guten Zweck aus Südtirol nach
Berlin transportieren: Die Rede ist von
Torins Trecker, und Torin ist ein Junge
mit Downsyndrom. Jetzt ist seine Familie
mit ihm und Mitstreitern unterwegs, um
in Italien,ÖsterreichundDeutschland da-
für zu werben, dass Kinder mit Triso-
mie21 nicht abgetrieben werden.

DieKampagnewendetsichvoralleman
Männer, denn Torins Vater, Cord Groß
ausPrenzlauerBerg,hatdieErfahrungge-
macht, dass häufig die Väter die Mütter
zur Abtreibung drängen: „Das Kind oder
ich“, heiße es dann. Dagegen will Groß
kämpfen. Und zeigen, dass das Lebenmit
einem Downsyndrom-Kind keine Zumu-
tung sein muss, sondern viel eher Freude
undBereicherung ist.

Jürgen Vogel hat er bereits überzeugt.
Der 47-jährige Schauspieler hat fünf Kin-
derzwischen6und30Jahren.Dasjüngste
geht in dieselbe Kita in Prenzlauer Berg
wie der gleichaltrigeTorin, daher kennen
sich die Familien. „Viele Leute denken,
dass Elternunglücklich sind,wenn sie ein
Kind mit Downsyndrom haben. Aber so
mussesgarnichtsein“,sagtderSchauspie-
ler, der sich fürdievonGroßangestoßene
Kampagne„Vätersagenja“einsetzt.Erfin-
det es falsch, dass den betroffenen Kin-
dern „dasRecht aufLeben“ abgesprochen
werde, wenn die Trisomie pränatal im
Mutterleib festgestelltwirdunddieEltern
sich daraufhin zur Abtreibung entschlie-

ßen.DassTorinundseinSohnzusammen
in der Kita sind, findet Vogel eine „super
Sache“.Darumhaterauchnichtgezögert,
als Torins Vater ihn fragte, ob er sich für
die Kampagne einsetzen würde. Konkret
bedeutet dies, dass der Schauspieler am
MittwochnachmittagmitTorinzumEises-
sen ins Hotel Adlon gehen will. Vorher
will er noch das Euthanasie-Denkmal in
Mitte besuchen.

Die Kampagne ist eine spontane Ak-
tion: Vor drei Wochen habe er die Idee
gehabt, erzählt Groß am Montag, als er
sich aus Südtirol meldet. Er hat sich län-
gerfristig von seinerArbeit als Lehrer frei-
stellen lassen. Seit Ende September pos-

tet Groß den Verlauf der Pläne und der
Reise auf der eigens eingerichteten Face-
book-Seite „Väter sagen ja“.

Außer seiner Frau und Torin ist eine
weitere Mutter dabei sowie deren Toch-
ter Mathilda, die ebenfalls das Downsyn-
drom hat. Torins Zwillingsschwester, die
nicht von Trisomie 21 betroffen ist, wird
vondenGroßeltern betreut, bis ihre Fami-
lie amMittwoch in Berlin eintrudelt: Der
Trecker wird unterwegs einige hundert
Kilometer auf einem Lader zurücklegen,
aber dann fährt er auf seinen eigenen al-
ten gelben Rädern zum Brandenburger
Tor – wenn alles nach Plan geht. 
 Susanne Vieth-Entus

Innensenator Frank Henkel hat die Poli-
zei angewiesen, härter gegen die linksex-
tremistische Szene im Friedrichshainer
Kiez um Rigaer Straße und Liebigstraße
vorzugehen. Polizeipräsident Klaus
Kandt hat deshalb in der vergangenen
Woche bei einem Treffen mit den Chefs
desLandeskriminalamtes undder zustän-
digen Direktion 5 mehrere Maßnahmen
vereinbart: Einige sollen bereits umge-
setzt worden sein, andere sollen folgen.
Details wurden nicht genannt. Dem Ver-
nehmen nachwill die Polizei die internen
Abläufe straffen, um schneller reagieren
zu können. Seit Monaten werden vor al-
lem in der Rigaer Straße Polizisten von
Dächern aus mit Steinen beworfen. Teil-
weise wurden dazu vorher falsche Not-
rufe abgesetzt, um die Beamten in die
Falle zu locken oder es wurden Müllcon-
tainer auf der Straße angezündet.

„DieserTerror ist eineKampfansage an
den Rechtsstaat, an unsere ganze Stadt“,
sagte Henkel dem Tagesspiegel. „Es ist in
keiner Weise zu akzeptieren, wie einige
Schwerstkriminelle ihre Gewaltfantasien
ausleben.“ Es sei „krank und menschen-
verachtend“, wenn Beamte mit Gehweg-
platten beworfen werden. Da es in der
Straßemehrere sogenannte Szeneobjekte
gibt, haben die Täter Zugang zu den Dä-
chern des Viertels. In der Regel sind sie
vermummt, Festnahmen hat es bislang
nicht gegeben. Henkel kündigte an, dass
die hohe Polizeipräsenz in dem Gebiet

fortgesetzt wird. Die vom SPD-Abgeord-
neten Tom Schreiber geforderte Sonder-
kommissionRigaer Straße soll nicht gebil-
det werden.

Offen blieb, ob die Polizei zu techni-
schen Mitteln greifen wird. Bekanntlich
musste das Präsidium im Jahr 2011 fünf
Videokameras abbauen, nachdem die
Überwachung von Anwohnern entdeckt
wordenwar. Im Innenausschuss hatte die
OppositionundderBerlinerDatenschutz-
beauftragte die Überwachung als rechts-
widrig scharf kritisiert. Innensenator
Henkel hatte sie dagegen als notwendig
bezeichnet. Im Prinzip war die Lage da-
mals ähnlich wie heute: 2011 waren die
Kameras mit „zahlreichen Straftaten mit
zumTeil erheblicher Bedeutung“ imUm-
feld des zuvor geräumten Hauses Liebig-
straße 14 gerechtfertigt worden.

In der Nacht zu Montag hat es in dem
linken Szeneobjekt „L34“ (für Liebig-
straße 34) gebrannt. Die Flammen fra-
ßen sich in der Durchfahrt zum Hinter-
hof bis in die Decke zur ersten Etage
durch. Die Feuerwehr hatte den gegen
vier Uhr entdecktenBrandnach90Minu-
ten unter Kontrolle. Die Polizei geht von
Brandstiftung aus, allerdings nicht aus po-
litischen Motiven. In der linken Szene
wurde dagegen über einen Anschlag
durch Neonazis spekuliert. Im Septem-
ber waren 40 Rechtsextremisten Parolen
skandierend durch die Rigaer Straße ge-
zogen.  Jörn Hassselmann

Von Innensenator Frank Henkel (CDU)
gab es die erwartete Breitseite: „Damit ist
das Kreuzberger Drogenbiotop von Frau
Herrmann schon im Ansatz gescheitert.
Das ist gut so. Der Staat darf nicht zum
Dealerwerden.“UnverhohleneGenugtu-
ung auch vonCDU-Fraktionschef Florian
Graf: „Damit ist klar, dass die grünen Fan-
tastereien der Bezirksbürgermeisterin
Herrmann Illusion bleiben.“

Das klingt fast wie 80er Jahre, als sich
CDU und grün-alternative Liste noch
spinnefeind waren. Eine solide
schwarz-grüne Antipathie. Vordergrün-
dig ging es um den vom Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinprodukte

abgelehnten Canna-
bis-Coffeeshop-Antrag
des Bezirks Friedrichs-
hain-Kreuzberg, der am
Montag öffentlich be-
kannt gemacht wurde.
Dahinter schwelt der
Dauerkonflikt um die
aus Sicht der CDU völ-
lig verfehlte Kreuzber-
ger Politik gegenüber

Drogenkonsumenten und illegalen
Flüchtlingen. Die grüne Bezirksbürger-
meisterin Monika Herrmann ist für Hen-
kel undGraf schon lange nichtmehr trag-
bar. Rücktrittsforderungenwie nach dem
Debakel um die von Flüchtlingen be-
setzte Gerhart-Hauptmann-Schule blie-
ben diesmal allerdings aus.

Die Bezirksbürgermeisterin trat am
Montag aufgeräumt, aberwenig kampfes-
lustig vor die Presse. Die ideologische
Mauer der altenDrogenverbotspolitik sei
eben nicht durchbrochen worden. Das
Bundesinstitut für Arzneimittel habe vor
allem formaljuristisch argumentiert und
sich für nicht zuständig erklärt. Eine in-
haltliche „Gesamtwürdigung des An-
trags“ sei ausgeblieben.

Die auf sechs Seiten formulierteAbleh-
nung des Antrags lässt sich auch anders
deuten: Das Bundesinstitut geht durch-
aus auf inhaltliche Fragen ein, kritisiert
vor allem einen Widerspruch, der schon
bei derAntragsformulierungZweifler auf
den Plan gerufen hatte. Die geplante kon-
trollierte Abgabe geringer Cannabismen-
gen sollte nur den erwachsenen Bewoh-
nerndesBezirks offenstehen. Zudenhäu-
figsten Konsumenten, die die Partymeile
zwischen Görlitzer Park und RAW-Ge-
lände bevölkern, zählen aber – auch nach
eigener Einschätzung des Bezirksamts –
vor allem Touristen aus anderen Bezir-
ken, Bundesländern und dem Ausland.

AucheinWeiterverkaufseinichtausge-
schlossen, erklärte das Institut. Zudem
gehevoneiner legalenAbgabedas falsche
Signalaus,derStoff seivielleichtgarnicht
so gesundheitsschädlich. Das Dilemma
derDrogenpolitikwirdzwischendenZei-
lendeutlich:EinSchwarzmarktbirgtviele
Gefahren fürdieKonsumenten – schlech-
terStoff,einkriminellesUmfeld–einlega-
lisierter Teilmarkt würde aber weder den
SchwarzmarktaustrocknennochdieLang-
zeitfolgender Sucht lindern.

Das Bundesinstitut verweist auf den
Gesetzgeber. Der Bundestag könne das
Betäubungsmittelgesetz ändern und da-
mit dieVoraussetzungen fürModellversu-
che schaffen. Auch Monika Herrmann
setzt jetzt auf entsprechendeGesetzesno-
vellen der grünen Bundestagsfraktion.
Ihr Cannabis-Experte, Horst-Dietrich El-
vers von der Planungs- und Koordinie-
rungsstelle Gesundheit im Bezirk, be-
tonte, die Antwort aus dem Bonner Insti-
tut sei keine Niederlage – im Gegenteil.

Der negative Bescheid werde die Debatte
um eine Cannabis-Freigabe befördern.
„Das Ziel ist in dieser Hinsicht erreicht“

Und wie geht es nun weiter zwischen
Görlitzer Park und RAW-Gelände? Mo-
nika Herrmann erklärt sich für nicht zu-
ständig und verweist auf den Innense-
nator.„DerGörlitzerParkisteinSynonym
für die verfehlte Drogenpolitik des Lan-

des. Der Druck wird täglich größer, da
waszu tun.“Henkels „Null-Toleranz-Poli-
tik hat jedenfalls null Wirkung“, ergänzt
der innenpolitische Sprecher der Grünen
imAbgeordnetenhaus, Benedikt Lux.

Das sieht Henkels Sprecher Stefan Su-
kale natürlich anders. Die Task-Force ge-
gen den Drogenhandel an den Brenn-
punkten zwischen Hasenheide und
RAW-Gelände habe zu „deutlich mehr
Festnahmen“ und der Beschlagnahmung
vonDrogengeldern geführt. ImPark hiel-
ten sich inzwischenwenigerHändler auf.
Natürlich gebe es eine Verdrängung in
die Seitenstraßen, aber dort träfen die
Händler nicht so einfach ihreKundenwie
im Park. „Das Problem ist damit nicht ge-
löst, aber derDruck auf die Dealerwurde
erheblich erhöht.“ In Zahlen ausge-
drückt: Im laufenden Jahrwurden laut Po-
lizei bei 365 Razzien im Görlitzer Park
5000 Personen überprüft, 519 wurden
festgenommen, in 84 Fällen gab es einen
Haftbefehl. 39000 Euro an Handelserlö-
sen wurden beschlagnahmt.

Von der Landesdrogenbeauftragten
Christine Köhler-Azara gibt es keinen
Kommentar zum gescheiterten Coffee-
shop-Modellversuch. Dafür von der Poli-

zeigewerkschaft: „Die Entscheidungwird
bundesweite Signalwirkung haben und
das ist gut so, denn der Staat darf nicht
die Botschaft aussenden, der Konsum
von Drogen sei nicht so schlimm.“ Ge-
werkschaftschef Rainer Wendt fordert
Herrmann auf, „das Problem Görlitzer
Park endlich in den Griff zu bekommen.“

Was sie genau tun soll, lässt er offen. Der
Bezirk ist vor allem für die Pflege der
Grünfläche zuständig. Im Frühjahr wur-
den Sträucher zurückgeschnitten und
eine private Firma mit der täglichen Ent-
müllung beauftragt. Geplant ist außer-
dem, Toiletten aufzustellen und einen
Parkmanager einzustellen.

DieSPD inKreuzberghattedenCoffee-
shop-Antrag mitgetragen. Die Lan-
des-SPD ist in dieser Frage uneins. Für
eineneueDrogenpolitik tritt derSPD-Ab-
geordneteThomasIsenbergein: „Wichtig

wärees,dass sichBerlin auchaufBundes-
ebene für einenneuenRechtsrahmenein-
setzt, der vorOrt eine regulierte undkon-
trollierte Abgabe an Erwachsene ermög-
licht, den Schwarzmarkt austrocknet so-
wie Jugendschutz und Prävention aus-
baut.“IsenbergfordertHerrmannauf,Wi-
derspruchgegendieAblehnung ihresAn-
trags einzulegen. Dafür hat sie vier Wo-
chen Zeit. Der SPD-Fraktionschef in der
BVV, Andy Hehmke, appelliert an Herr-
mann, jetzt nicht denKopf in den Sand zu
stecken und politische Schaukämpfe mit
der CDU aufzuführen. Nur gemeinsam
mit demSenat könne dasDrogenproblem
im Görlitzer Park angegangen werden.
DasAngebotdesSenats,das landeseigene
Unternehmen Grün Berlinmit dem Park-
management zubetrauen, hättendieGrü-
nen aber bislang kategorisch abgelehnt.

Die grüne Bezirksbürgermeisterin
sieht sich als Vorkämpferin einer großen
Bewegung. Auch andere Kommunen in
Deutschland verfolgten ähnliche Pro-
jekte zur Freigabe von Cannabis. Kon-
krete Anträge sind beim Bundesinstitut
aber bislang nicht eingegangen.

— Seite 1 und Meinung Seite, 8

ANZEIGE

Die Berliner SPD star-
tet Mitte Oktober
eine Umfrage unter
ihren 17 000 Mitglie-
dern, um zu erfahren,
was die Parteibasis
zu zentralen Wahl-
kampfthemen sagt.
Der Katalog mit etwa
zehn Fragen wird vom

SPD-Landeschef Jan Stöß am nächs-
ten Montag öffentlich vorgestellt. Eines
der Themen ist die teilweise Legalisie-
rung von Cannabis. Die SPD-Kreisver-
bände Mitte und Friedrichshain-Kreuz-
berg hatten schon im Juni auf einem
Landesparteitag eine „staatlich kontrol-
lierte Produktion und Abgabe von Canna-
bisprodukten und deren legalen Besitz“
und gleichzeitig bessere Präventions-
maßnahmen gegen Drogenmissbrauch
gefordert. Die Anträge wurden aber
nicht abgestimmt. Stattdessen sollen
sich jetzt die Mitglieder verbindlich zu
einer möglichen Freigabe von Ha-
schisch und Marihuana äußern. Der Re-
gierende Bürgermeister Michael Müller
(SPD) sprach sich schon dagegen aus,
auch Parteichef Stöß ist skeptisch. In
SPD-Kreisen wird damit gerechnet,
dass sich auch die Mehrheit der Berli-
ner Genossen gegen die Legalisierung
von Cannabis ausspricht. Das entsprä-
che der Meinung, die die Mehrheit der
Berliner laut aktueller Umfrage zum
Thema hat. Wie auch immer die Basis-
befragung ausgeht: Das Ergebnis wird
in das Wahlprogramm der Sozialdemo-
kraten für 2016 aufgenommen.  za

SCHICKEN SIE UNS IHR FOTO
Wir zeigen Ihre Bilder aus Berlin
Sie haben im Blick, was in der Stadt
passiert? Dann machen Sie doch mit
bei unseren Leserfoto-Aktionen. In den
vergangenen Tagen waren ja der Nacht-
himmel und die Sonnenuntergänge be-
sonders schön – zu sehen in unserer
Fotogalerie „Berlin bei Nacht“. Sie ha-
ben den grünen Daumen? Dann sind
wir gespannt auf ihre Aufnahmen
vom „Urbanen Gärtnern“. Einsendun-
gen bitte an leserbilder@tagesspie-
gel.de. Die Fotogalerien stehen auf:
www.tagesspiegel.de/mediacenter

Spenden verteilen

Henkel spricht von Terror
Polizei soll härter gegen Linksextremisten vorgehen
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Hier wird gemauert: Bewegung am Tacheles, Stillstand beimWohnungsbau – Seite 12

BERLIN

ALWARA THALER, 37
engagiert sich

bei „Kreuzberg hilft“

Legales Cannabis?

Prominenter Pate.
Jürgen Vogel mit dem
sechsjährigen Torin.
Der Schauspieler unter-
stützt die Aktion von
Torins Vater gegen die
Abtreibung von Kin-
dern mit Trisomie 21.
 Foto: Promo

Torin mit dem Trecker
Kampagne wirbt für Akzeptanz von Kindern mit Downsyndrom

Wir sind so HELLE

Gelber Brief für die Grüne. Monika Herrmann, Bürgermeisterin Friedrichshain-Kreuzbergs, darf in ihrem Bezirk keinen Versuch zur kon-
trollierten Abgabe von Cannabis starten.  Foto: Sven Darmer/Davids

Die Bürgermeisterin kann den
Bescheid anfechten – vier
Wochen hat sie Zeit dafür

Aufgeräumt, aber wenig
kampfeslustig: Monika
Herrmann nach der Absage

Fo
to

:K
ay

N
ie

tf
el

d/
dp

a

DSPD-UMFRAGE
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Von Thomas Loy

Viel Rauch um nichts
Nach dem Aus für die kontrollierte Cannabis-Abgabe herrscht Ratlosigkeit über den richtigen Umgang mit Drogenkriminalität

Frank Henkel

Jan Stöß

38 Dem „Gründer von Siemensstadt“ 
ist das Bronzerelief gewidmet, 

das unweit der Dihlmannstraße einen von 
Buschwerk umstandenen Findling ziert. Er 
findet sich am nördlichen Rand einer grü-
nen Halbinsel, des Wilhelm-von-Siemens-
Parks, der vom Strandbad Jungfernheide 
bis zum Rohrdamm in die Wohnbebauung 
der Siemenstadt hineinragt. Der Namensge-
ber, 1855 als Sohn des Firmengründers ge-
boren, war in den Jahren, als von 1899 an 
zwischen Charlottenburg und Spandau die 
neue Fabrikstadt aus dem Boden wuchs, an 
maßgeblicher Stelle in der Unternehmens-
führung tätig. Zu seinem Andenken wurde 
von 1947 bis 1952 ein Ausläufer der Jung-
fernheide zu einem Waldpark für Bewohner 
der angrenzenden Siedlungen „Heimat“ und 
„Siemensstadt“ umgestaltet.

Wilhelm von  
Siemens Park

Spandau
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